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Gedanken über 
Genossenschaftsdemokratie. 


Wer auf der Basler Delegiertenversammlung un- 
seres Verbandes aufmerksamer Zuhörer war, der 
hat auch Aeusserungen vernehmen können, die im 
Namen der Demokratie — für ihre Berücksichtigung. 
zu ihrer Wahrung und zu ihrem Schutze — ge- 
macht wurden. So gab es zum Beispiel Proteste, 
weil das demokratische Recht der Redefreiheit nicht 
in jedem Augenblick geachtet wurde. Diese Miss- 
achtung kam aber kaum aus einer Einstellung oder 
Denkweise, die demokratischer Art feindlich ist, sie 
war unzweifelhaft veranlasst durch den leichtfer- 
tigen Missbrauch, den einzelne mit einem ihnen zu- 
stehenden Recht getrieben haben, das heisst, es 
selber am Respekt vor der Demokratie fehlen lies- 
sen. Man kennt derartiges nicht nur in der schweize- 
rischen, sondern auch in der Konsumvereinsbewe- 
gung anderer Länder, und es kommt in diesen wie 
bei uns im genossenschaftlichen Interesse zu ge- 
legentlichen Zurückweisungen. Die Erscheinungen, 
die wir hier andeuten, mögen auch Heinrich Siera- 
kowsky veranlasst haben, in der «Konsumg, Rund- 
schau», dem Organ des Zentralverbandes deutscher 
Konsumvereine, eine Betrachtung über «Demokraten 
oder Automaten?» anzustellen. Den vortrefflichen 
Ausführungen des Lehrers an der Hamburger Ge- 
nossenschaftsschule entnehmen wir folgendes: 

«Wenn eine menschliche Verbindung geeignet 
ist, echte Demokratie zu entwickeln, so ist es 
die Genossenschaft. Wenn Demokratie die 
Selbstverwaltung aller an einer mensch- 
lichen Verbindung beteiligten Menschen ist, so zeigt 
die Genossenschaft die stärksten Ansätze echter 
Demokratie. Bleiben wir bescheiden und sagen wir, 
dass die Genossenschaft ein vielversprechen- 
der Anfang echter Demokratie ist. In der Ge- 
nossenschaft vereinigen sich Menschen zu gemein- 
samer Tätigkeit. Aus der gemeinsamen Tätigkeit 
wird der Masstab für das Recht gewonnen, das jeder 
der Verbundenen beanspruchen darf. Der Selbst- 
verwaltungskörper der Genossenschaft wird aber 
durch die Verantwortlichkeit zusammen- 
gehalten, mit der jeder Beteiligte seine Rechte aus- 
übt. Diese Verantwortlichkeit der Genossenschaft 
gegenüber fliesst zweifellos aus den Lebensbedin- 


gungen der Genossenschaft selbst. In ihr können 
nicht Rechte wirken, deren Antriebe ausser ihr 
liegen. Die Ausübung eines Rechts in der Genossen- 
schaft kann nicht von dritter Seite, von aussen her 
dirigiert werden. Die Genossenschaft bildet ihr 
eigenes Recht, sie gestaltet es aus ihrem Wesen 
heraus. 

Wenn demnach im Selbstverwaltungskörper der 
Genossenschaft die Beteiligten von ihrem erworbe- 
nen Rechte der Willensäusserung Gebrauch machen 
wollen, so hat die Willensbildung voraufzugehen. 
Wohlverstanden, die Bildung des ei genen Willens, 
Und dieser eigene Wille hat sich aus den Lebens- 
gesetzen der Genossenschaft zu bilden. 
Gewiss steht die Genossenschaft nicht in der Luft, 
ohne Verbindungen mit der übrigen Welt, aber sie 
hat ihre Lebensgesetze, die ihre Eigenart ausmachen. 
Nach diesen ihr angemessenen Gesetzen allein kann 
sie sich zur stärksten Leistung aufschwingen. Wenn 
demnach die Genossenschaft fremden G e- 
setzen gehorchen soll, wird sie verkümmern 
müssen. Wenn die an der Genossenschaft beteilig- 
ten Menschen das Recht der Mitbestimmung über 
die Geschicke der Genossenschaft an Dritte preis- 
geben, so ist das Wesen der Genossenschaft ver- 
raten. Wenn etwa eine politische oder wirtschaft- 
liche Auffassung, die der Genossenschaft frem d ist, 
in sie hineingetragen wird, so haben wir es mit 
einer Willensbildune am fremden Objekt zu tun. 
Die Einsichten, die vor der Willensbildunge und 
Willensäusserung innerhalb der Genoss en- 
schaft erworben werden müssen, können doch 
nur im der (Genossenschaft erworben werden. 
Objekt der genossenschaftlichen De- 
mokKratie kann nur die Genossen- 
schaft selbst sein. Nur in der Genossen- 
schaft ist zu erfahren, wie das Recht der Mitbe- 
stimmung über genossenschaftliche Dinge beschaffen 
sein soll. Alles andere ist gewiss keine Demokratie. 

Wenn eine Vereinigung von Menschen über ihre 
Angelegenheiten bestimmt, gibt sie jedem Beteilig- 
ten das Mitbestimmungsrecht. Jede Vereinigung 
wird fordern, dass der mit Rechten ausgestattete 
einzelne sich auch unter die Kontrolle stelle, wenn 
er vom gegebenen Recht Gebrauch macht. Das 
Recht kann und darf zum Nutzen dessen spielen, 
der es schuf und an den einzelnen gab. Wie aber 
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sollte jemand Recht unter dieser Bedingung spielen 
lassen können, der das Wesen der Rechts- 
seemeinschaftnichtkennt? Wie kann je- 
mand Recht üben, der keine Einsichten über die 
Genossenschaft erwarb, die ihm das Recht der Mit- 
bestimmung verlieh? Und wenn dann gar dieses 
Mitbestimmungsrecht an Dritte übertragen wird, 
sind weder die demokratischen noch die genossen- 
schaftlichen Belange gewahrt. Ueber die Hohlheit 
einer Demokratie täuscht auch die laute Stimme 
nicht hinweg, die immer nur im Auftrage Dritter 
«Rechte» ausübt. 

Es ist auf einetraurige Verirrung hinzu- 
weisen, die wir allerdings nicht erst seit heute be- 
merken. Da versammeln sich zur Vertreterver- 
sammlung einer Konsumgenossenschaft Menschen, 
die mit verhältnismässig unentwickeltem demokra- 
tischem Recht zu ihrem Amt als Vertreter der Mit- 
eliedschaft gelangten. Kümmert sich ein solcher 
Vertreter nun recht eifrig um das Wesen der Ge- 
nossenschaft, deren Betreuer er sein soll, so kann 
er bald praktische Arbeit leisten. Bleibt er bemüht, 
die Bedingungen kennenzulernen, unter denen eine 
Konsumgenossenschaft zu arbeiten hat, wird er 
rechter genossenschaftlicher Mitarbeiter sein. Das 
Gegenteil aber ist der Fall, wenn der Vertreter auf 
die Bildung einer eigenen Meinung verzichtet, sei es, 
dass er nicht kann, sei es, dass er nicht darf. 

Tatsächlich gibt es ausser den ernst um die 
(Genossenschaft Bemühten jene zwei Tvpen von ge- 
wählten Vertretern, von denen der eine Typ nicht 
kann und der andere nicht darf. Manchmal sind 
beide Typen miteinander verbunden anzutreffen. 
Dass ein Mensch irgend etwas nicht kann, ist nicht 
schlimm; wir Menschen sind ja zum immerwähren- 
den Lernen da. Aber gefährlich ist der Unwissende, 
der zwar lernen könnte, aber nicht lernen will. 
Dieser Bequeme wird gern Parolen nachhängen, er 
wird Einflüsterungen willig sein Ohr leihen. Da 
braucht nur der verantwortungslose Streber zu 
kommen, der vielleicht sogar mit Versprechungen 
lockt, — und der Bequeme, der geistig Träge folgt 
dem Streber, unbekümmert darum, ob der Weg jener 
der Genossenschaft ist. Trifft es sich dann noch 
gerade so, dass die verantwortlichen Führer einer 
Konsumgenossenschaft entgegen populären Strö- 
mungen gewissenhaft die sauberen Wege der ge- 
nossenschaftlichen und der wirtschaftlichen Ver- 
nunft gehen, so findet ihr streberischer Widerpart 
im geistig trägen Mitläufer Stütze für den erbärm- 
lichsten Widersinn. Merkwürdig leicht findet sich 
oft alles zusammen, was aus Abneigung vor rechter 
Mitarbeit durch lautes Auftreten Mit- 
arbeit vortäuschen will. Einigermassen ge- 
schickt gelenkt, kann die Versammlung der geistig 
Trägen zum bösen Schicksal der Genossenschaft 
werden und dabei sogar noch den Eindruck er- 
wecken, als ob die Sorge um das Wohlergehen der 
Genossenschaft alle Handlungen bestimme. 

Zu den gleichen mageren Resultaten kommen 
jene gewählten Mitarbeiter, die grundsätzlich jede 
eigene Meinungsbildung ablehnen, weil 
ihnen das verboten ist. Man fragt erstaunt, ob 
es denn das gäbe. Allerdings, so etwas gibt es. Da 
hat sich irgendwo eine politische Meinung aufgetan 
und organisiert. Von irgendwo bekommt sie ihre 
materielle Unterlage. Die muss wohl vorhanden sein, 
weil sonst die Maus nicht auf den Speck geht. 


Nun hat diese politische Meinung den Einfall, sie 
könne mit ihren groben politischen Demonstrationen 
voller Lärm und Widerspruch Organisationen und 


Betriebe der Wirtschaft führen. Mehr als der Ein- 
fall braucht nicht vorhanden zu sein, man kommt 
mit sehr wenig Geist und Witz aus. Der Einfall wird 
zum Befehl einer irgendwo sitzenden Gewaltan 
jene, die der Gewalt untertan zu sein sich ver- 
pflichtet haben. Nach diesem Befehle haben von nun 
an die demokratisch gewählten Vertreter einer Kon- 
sumgenossenschaft zu handeln. Gemeint sind natür- 
lich nur jene, die der Gewalt zu gehorchen sich ver- 
pflichtet haben. Alle Handlungen dieser Untertanen 
werden im Dienste der Gewalt getan, und diese 
Gewalt steht ausserhalb der Konsumgenossen- 
schaft. Sie ist genossenschaftsfremd und in ihrer 
Problematik auch genossenschaftsfeindlich. Sie 
kennt die Lebensgesetze der Genossenschaft nicht, 
oder sie will diese Gesetze nicht kennen. Jedenfalls 
will diese Gewalt die Genossenschaft unter ihre Ge- 
setze zwingen, und die Untertanen — demokratisch 
gewählte Vertrauenspersonen der Genossenschaft 
— sind die Handlanger. 

Dieser Handlangerdienst ist noch etwas zu be- 
trachten. Auf Befehl eine Handlung begehen oder 
unterlassen kann nur der Abhängige, der Unter- 
gebene. Die Handlung auf Befehl begehen oder 
unterlassen, ohne dass der eigene Verstand, die 
eigene Vernunft auch nur im geringsten zu Rate ge- 
zogen ‘werden dürfen, kann nur der Helot, der 
Sklave. Der mittelalterliche Leibeigene durfte 
wenigstens dann und wann einmal ein wenig er 
selbst sein. Der Empfänger eines Befehls von jener 
Gewalt hat iede Selbständigkeit verloren. Er muss 
diesen Befehl bei Strafe der Aechtung ausführen. 
Sollte er doch noch einmal zu meinen den Mut haben, 
der Befehl misshandle die Vernunft, so muss er 'hi 
dennoch ausführen. Er muss den Befehl nicht nur 
erfüllen, er muss ihn auch in den von der Gewalt 
vorgeschriebenen Formen erfüllen. Ob da bei Qua- 
lität und Quantität der Resolutionen die Welt lacht, 
es tut nichts, Befehl ist Befehl, und zum Gehorchen 
sind die Sklaven da. Dem Kadavergehorsam hat sich 
vollendetes geistiges Sklaventum zugesellt.: Hier ist 
nicht mehr von geistiger Armut die Rede, hier muss 
von absoluter geistiger Besitzlosigkeit gesprochen 
werden. 

Man mag die Zeitumstände für diese geistige 
Sklaverei verantwortlich machen und an eine Besse- 
rung glauben. Müsste man diese Versklavung als 
normale Entwicklungserscheinung ansehen, so kä- 
men die Menschen nie zur Kultur. Wir wollen 
glauben, dass es sich um eine Verirrung handelt, 
Wir wollen glauben, dass iene geistig Unselbstän- 
digen von der Scham befallen werden. Kaum jemals 


in der Geschichte der Menschheit wurde der 
menschliche Geist so herabgewürdigt. Was sich 


selbst aufgibt, gibt sich materiell und ideell auf. Wer 
den Geist auslöscht, würdigt ihn gleichzeitig voll- 
kommen herab. Schlimmer wurde niemals die 
menschliche Würde verspottet, als hier, wo auch 
nicht die geringste selbständige geistige Bewegung 
eeduldet wird. Auch im Aermsten und Schwächsten, 
sogar im armen Irren glüht irgendwo noch ein 
Fünkchen menschlichen Geistes. Auch wenn dieses 
Fünkchen noch so sehr in den Fesseln des sozialen 
und geistigen Elends liegt, will es doch noch ans 
Tageslicht. Es will leuchten und beweisen, dass es 
in einem Menschen glüht. Wie trübselig dagegen 
iener vollendete Verzicht auf alles eigene Den- 
ken, welche Vergewaltigung des besten Teils im 
Menschen! 

Man mag den Weg, den eine Genossenschaft 
geht, für falsch halten; man mag mit der Führung 
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nicht einverstanden sein, man möge sich aber nicht 
einbilden, Opposition zu sein, wenn man über den 
Stock der Befehlsgewalt springt. Opposition 
kann etwas Nützliches sein. Dann ist sie 
aber stets aus derbesseren Kenntnis der 
Dinge geboren. Niemals aus der Unkenntnis. 
Zum vollendeten Wahn aber wird sie, wenn sie von 
fremder Gewalt befohlen wird. Und wie Untertanen- 
veranlagung und erworbenes Bedürfnis zum Appor- 
tieren sich auch gebärden mögen, es ist nicht Oppo- 
sition, was da getrieben wird. Es ist manchmal 
Freude am Lärm, manchmal Freude an zerschlage- 
nem Geschirr, meistens aber willenloses Parieren, 
wenn der Drahtzieher die Puppen tanzen lässt. 

Wir müssen — erfreulicherweise nur an we- 
nigen Stellen — zurück zur Menschenwürde. Wir 
müssen uns im eigenen Denken üben. Dazu ist not- 
wendig, dass man sich aus der Verstrickung frei 
macht. Die vielbesprochene soziale Freiheit des 
Menschen hat die geistige Freiheit des Menschen 
zur Voraussetzung. Mit abgerichteten und hörigen 
Vorlesern von Resolutionen, die nicht von ihnen 
stammen, ändert man die fehlerhafte Welt nicht. 
Nichts ist schlimmer, als wenn die Demokratie den 
menschlichen Automaten züchten hilft, der sich auf 
Druck scheinbar wie ein Mensch gebärdet, der 
Demokrat zu sein vorgibt und doch nur ein geist- 
loser Automat ist. Im kleinen geistigen Format selb- 
ständig sein ist tausendmal mehr Kultur als geistiges 
Sklaventum.» 

<>] 


Die zweite private Weltwirtschaitskonierenz. 


Unter Beteiligung u.a. auch des Internationalen 
(Gienossenschaftsbundes fand im Juni in Genf die 
zweite private Weltwirtschaftskonferenz statt. Sie ist 
gewissermassen als das zweite Kind der grossen Gen- 
fer Weltwirtschaftskonferenz anzusehen. Als es sich 
damals deutlich zeigte, dass die Bemühungen um eine 
rationellere und organischere Gestaltung der Welt- 
wirtschaft doch immerhin auf sehr starke Schwierig- 
keiten stossen werden, tauchte im Kreise der an 
eine freihändlerisch aufgebaute Weltwirtschaft inter- 
essierten Organisationen der Gedanke auf, auf dem 
Wege von privaten Weltwirtschaftskonferenzen die 
positiven Grundgedanken dieser Genfer Weltwirt- 
schaftskonferenz zu unterstreichen, zu fördern, zu 
propagieren, die dort entstandene Bewegung gegen 
den heutigen übertriebenen Protektionismus anzu- 
treiben. Die Führung im Kreise dieser Organisa- 
tionen übernahm der Weltverband der Völkerbund- 
liegen, der für Oktober 1928 die erste private Welt- 
wirtschaftskonferenz nach Prag einberief. Diese 
Konferenz fand damals eine sehr starke Beachtung; 
sie diente ohne Zweifel der Förderung des Gedankens 
eines Abbaues der Handelshemmnisse, sodass eine 
zweite private Weltwirtschaftskonferenz und später- 
hin vielleicht weitere in Aussicht genommen wurden. 


Der Zeitpunkt für diese zweite Weltwirtschafts- 
konferenz schien gekomnien, als beeinflusst durch 
die allgemeine Agrarkrisis der Protektionismus in 
allen Ländern seine höchsten Triumphe feiern konnte 
und somit überall der Lebensstandard der Massen 
weiter verschlechtert wurde, die Bemühungen um 
eine internationale Zusammenarbeit sehr erschwert 
wurden, was sich vor allem auf der ja ein so 
mageres Ergebnis zeitigenden Zollfriedenskonferenz 
erwies. Diese neue Konferenz wurde für Juni nach 
Genf vom Weltverband der Völkerbundligen einbe- 


rufen. Diesem Rufe leisteten sehr viele Organisa- 
tionen Folge, wie vor allem die antiprotektionisti- 
schen und weltwirtschaftlich interessierten, wie 
z.B. der Cobden Club, der europäische Zollverein, 
der Bund für europäische Cooperation, die Interna- 
tionale Freihandelsliga und andere. Vertreten waren 
ferner einige Frauenorganisationen, einige pazifisti- 
sche Verbände, leider aber nur wenige ausgespro- 
chen wirtschaftlich eingestellte Organisationen, dar- 
unter aber erfreulicherweise der Internatio- 
nale Genossenschaftsbund durch Herrn 
Poisson, ferner das Prager Agrarinstitut, die In- 
ternationale parlamentarische Handelskonferenz u.a. 

Der Konferenz laren zwei gedruckte Refe- 
rate vor, von dem bekannten Engländer Paish 
über die Prinzipien einer dem Frieden 
dienenden ökonomischen Politik und - 
von dem früheren deutschen Minister Dernburg 
über die Zollfriedenskonferenz. Mehrere 
Organisationen hatten Beiträge zur Debatte in Aus- 
sicht gestellt; so sprach für den Genossenschafits- 
bund Poisson, gleichzeitige ein umfangreiches 
Gutachten unterbreitend. Der Vorsitz sollte ur- 
sprünglich in Händen von Loucheur liegen, doch 
musste dieser infolge anderer Verpflichtungen ab- 
sagen, an seine Stelle trat der frühere Minister und 
jetzige Senator Le Troqueur. 

Die Verhandlungen wurden weitgehend be- 
stimmt durch das grundlegende Referat von Sir 
George Paish, das einen typisch freihändlerischen 
Charakter trug, wurde doch immer wieder darauf 
hingewiesen, dass die heutige Politik zur Verarmung 
der Nationen und zum Kriege führe, weil vergessen 
werde, dass der Wohlstand nur durch Ausdehnung 
des Güterverkehres wachsen könne, dass der Weg 
zur Prosperität nur dann gegeben sei, wenn kein 
Land im Verkauf seiner überschüssigen Produktion 
durch irgendwelche Handelshemmnisse zehindert 
werde. Es wurde die typisch freihändlerische For- 
derung aufgestellt, dass alle Länder endlich zur "»li- 
tischen und wirtschaftlichen Cooperation schreiten, 
damit im gegenseitigen allgemeinen Interesse jede 
Nation ihre produktiven Kräfte auf die Herstellung 
der Waren konzentriere, die sie am billigsten pro- 
duzieren kann. Das Referat hinterliess bei den Zu- 
hörern vor allem den Eindruck, dass England, auf 
den Absatz seiner Produkte in anderen Ländern an- 
gewiesen, unter der heutigen protektionistischen 
Politik besonders leide, bei einer Fortsetzung dieser 
Politik in die grössten Schwierigkeiten geraten 
müsse, dass für England eine Abkehr vom Protek- 
tionismus direkt eine Lebensfrage sei. 

Die Debatte zeigte, dass diese von Paish vor- 
gebrachte Forderung: Zurück zum Freihandel! doch 
die heutigen komplizierten weltwirtschaftlichen Ver- 
hältnisse nicht voll in Rechnung stellt, vor allem 
nicht berücksichtigt, dass die führende Weltwirt- 
schaftsmacht, die U.S.A., wie ihre neueste Zoll- 
tarifrevision deutlich zeigt, zu einer freihändlerischen 
Politik noch nicht bereit ist, dass eine gewisse 
Rücksichtnahme auf die landwirtschaftlichen Inter- 
essen notwendig, aber bei einer hundertprozentig 
freihändlerischen Politik nicht möglich ist. Alle 
Redner waren sich darüber klar, dass eine Abkehr 
vom heutigen Protektionismus unbedingt notwendig 
sei, doch bestand über die Frage des Weges manche 
Meinungsverschiedenheit. Ich selbst vertrat die 
Ansicht, dass die Länder und die Wirtschaftsgrup- 
pen, die unter dem Protektionismus am meisten 


leiden, sich über die Methoden und über den Weg 
eines gemeinsamen Abbaues der Wirtschaftshemm- 
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nisse einigen, mit dem Ziel, dass diese Länder 
schliesslich nach aussen eine Wirtschaftsunion bilden 
und im innerwirtschaftlichen Verkehr unter Berück- 
sichtigung der einzelnen Interessen den Güteraus- 
tausch weitgehend organisieren. Welche grossen 
Dienste hierbei die Genossenschaften leisten können, 
was durch einen planmässigen Ausbau der Bezie- 
hungen zwischen landwirtschaftlichen und Konsum- 
genossenschaften möglich ist, unterstrich Poisson:. 


Der praktische Wert einer solchen Konferenz 
liegt selbstverständlich in der Klärung, die der Mei- 
nungsaustausch zwischen den einzelnen Vertretern 
herbeiführt. Diese Klärung wurde, was auf eine 
leider zu geringe Vorbereitung der Konferenz zu- 
rückzuführen ist, nur bis zu einem gewissen Grade 
herbeigeführt, sodass leider die Frage der Initiative 
zu einem gemeinsamen Handeln noch zurückgestellt 
werden musste. Gestärkt wurde bei allen das Be- 
wusstsein, dass etwas geschehen müsse und dass 
es Aufgabe der einzelnen Organisationen sei, immer 
wieder im Sinne eines Abbaues der Handelshemm- 
nisse auf die Politik der Länder einzuwirken, uner- 
müdlich Forderungen zu stellen, rücksichtslos Kritik 
zu üben, wo es notwendig sei, um so eine öffentliche 
Meinung zu schaffen, die endlich die energische Ab- 
wendung von der Politik des Protektionismus er- 
zwingt. Die für die Konferenz vorgesehene Zeit 
reichte nicht, um eine einheitliche Resolution zu 
fassen oder gar ein umfangreiches Programm auf- 
zustellen, man begnügte sich damit, die von den ein- 
zelnen Organisationen eingebrachten Resolutionen 
zur Abstimmung zu bringen, die dann auch alle an- 
genommen wurden. Die Engländer ergriffen die 
Initiative in der Frage der Fortsetzung der Kon- 
ferenzarbeit. Sie machten in einer Sonderbespre- 
chung den Vorschlag, Anfang nächsten Jahres in 
London eine erneute Konferenz einzuberufen, um 
dann ein einheitlicheres Handeln einzuleiten, eine 
stärkere Beeinflussung der Politik zu erzielen. 


Das Resultat der Konferenz hätte sicherlich ein 
befriedigenderes sein können, aber es ist doch im- 
merhin bedeutsam, dass sich auf dieser Konferenz 
und hoffentlich auf weiteren die an einem Abbau des 
Protektionismus interessierten Organisationen zu 
gemeinsamem internationalen Handeln treffen, denn 
nur durch gemeinsames internationales Handeln wird 
es möglich sein, die Welt vom Protektionismus zu 
befreien und somit die Produktion zu verbilligen und 
die Versorgung der Konsumenten günstiger zu ge- 
stalten. Bis zum nächsten Wiederzusammentreten 
einer solchen Konferenz haben die einzelnen Orga- 
nisationen die Aufgabe, in ihrem Kreise das Problem 
weiter zu verfolgen und der kommenden Konferenz 
durchdachte Vorschläge zu unterbreiten. 

Dr. Wilhelm Grotkonp. 
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Wahl des Genossenschaftsrates im 
Lebensmittelverein Zürich. 


Am 21. Juni fanden die Erneuerungswahlen des 
60 Mitglieder zählenden Genossenschafts- 
rates im Lebensmittelverein Zürich nach dem 
(Girundsatze des Proporzes statt. Die Bürgerlichen 
erhielten 29, die Sozialdemokraten 27 und die Kom- 
munisten 4 Sitze. Die bürgerliche Vereinigung ge- 


wann ein Sitz auf Kosten der Kommunisten, wäh- 
rend die Sozialdemokraten ihren bisherigen Besitz- 
Die Beteiligung 


stand beibehielten. an der Wahl 


betrug ca. 32%. Der Wahlkampf wurde allseitig 
massvoll geführt; eine Ausnahme machte das kom- 
munistische Flugblatt, das an Uebertreibungen und 
Unrichtigkeiten krankte und vielleicht gerade deshalb 
den Verfassern nur Enttäuschung brachte. Ein be- 
liebter Vorwurf der Fraktionen war, die Ursache 
der Krisis in den Nachkriegsjahren der andern Partei 
in die Schuhe zu schieben, sich dagegen die gün- 
stigen Folgen der Sanierung auf das Konto zu 
schreiben. Hoffentlich darf man annehmen, dass im 
L. V.Z. mit den Wahlen von 1930 sowohl die An- 
klagen als das Renommieren mit der einstigen Not- 


lage aus der Wahlpropaganda verschwinden und 
endgültig zum alten Eisen wandern. 
Die Einführung des Rabattsystems hat das 


Interesse an der persönlichen Mitgliedschaft im 
L. V.Z. erheblich beeinträchtigt, geniessen doch die 
Nichtmitglieder die gleichen Vorteile wie die an- 
dern, nur das Stimm- und Wahlrecht, sowie die Zu- 
gehörigkeit zum Sterbefonds fehlt ihnen. Man darf 
deshalb mit Recht die Frage stellen, ob nicht durch 
eine Statutenrevision die Möglichkeit der sog. 
«stillen Wahl» eingeführt werden sollte. Auf diesem 
Giebiete ist eine Rationalisierung viel eher am Platze 
als auf manchem andern, verursachen doch die 
Wahlen dem Lebensmittelverein und seinen Frak- 
tionen auf je ein gewähltes Mitglied des Genossen- 
schaftsrates rund Fr. 80.— Kosten, wobei die Opfer 
an Zeit und Kräften nicht in Berechnung gezogen 
sind. -h- 


Wirtschaftliche Tagesiragen. 


Es war im Jahre 1767, als die englische Eisen- 
industrie zum ersten Male eine schwere Krise durch- 
machte. Man hatte einige Zeit zuvor die Entdeckung 
gemacht, dass man auch den Steinkohlenkoks zur 
Gewinnung von Eisen verwenden könnte anstatt der 
früher allein gebräuchlichen teuren Holzkohle und 
diese Entdeckung hatte eine gewaltige Vermehrung 
der Eisenproduktion in England zur Folge. Heute 
würde uns diese Produktion freilich sehr bescheiden 
vorkommen, aber damals wusste man nicht, wohin 
mit dem Eisen, das man bis dahin nur für Waften, 
Werkzeuge und Kochgeschirr verwenden konnte. 

Nun hatte man in den englischen Bergwerken 
zur Erleichterung des Transports der Erze und Koh- 
len bereits eigene Bahnen gebaut, worin die Wagen 
auf hölzernen Brettern, gewissermassen auf hölzer- 
nen Schienen liefen. Ein findiger Kopf kam bei dem 
Ueberiluss von Eisen auf den Gedanken, auf diese 
hölzernen Schienen eiserne Platten zu nageln, um 
das nutzlos gewordene Eisen zu verwenden und die 
hölzernen Schienen besser zu schonen. Diese Ein- 
richtung bewährte sich ganz ausgezeichnet, denn die 
Wagen liefen auf der eisernen Unterlage viel schnel- 
ler und leichter als wie auf Holz. 

Man hatte, ohne es zu wissen, die Eisenbalın 
erfunden. Die Eisenwerke wurden ihre Eisenmengen 
bald los und mussten die Produktion schliesslich 
wieder vergrössern, die einige Jahre zuvor viel zu 
gross erschienen war. Die erste grosse Krise der 
Eisenindustrie hat unmittelbar zum grössten Fort- 
schritt in der Anwendung des Eisens geführt. 


An diese Tatsache darf man sich erinnern, wenn 
jetzt wieder eine grosse Krise in der Weltwirtschaft 
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herrscht, die besonders auch die Eisenindustrie er- 
griffen hat. Sie lehrt die freilich manchem Kaufmann 
unwillkommene Wahrheit, dass auch die Krisenzeiten 
ihre guten Seiten haben. Erstlich wird die ganze 
Wirtschaft in Krisenzeiten gezwungen, neue Bedürf- 
nisse ausfindig zu machen oder vorhandene Bedürf- 
nisse besser und billiger zu befriedigen als bisher, 
mit andern Worten, die unverkäuflichen Güter einer 
nützlichen Verwendung zuzuführen. 

Anderseits zwingt die Krise auch zur Ausmer- 
zung vieler unnützer und überflüssiger Ausgaben und 
Einrichtungen, zwingt zur Sparsamkeit und rationel- 
len Wirtschaft. In den Zeiten des andauernd guten 
(ieschäftsganges schleichen sich bei fast allen Unter- 
nehmungen allerlei Dinge ein, die erst später in der 
Krise ihren Wert erweisen müssen. In der Haupt- 
sache ist sicherlich jede Krise eine Folge der in der 
guten Konjunktur begangenen Fehlgriffe, die auf diese 
Weise wieder ausgemerzt werden müssen. Es ist 
gewiss verdienstlich, wenn man die Härten der Krise 
für ihre Opfer zu mildern sucht, aber die Krisen sel- 
ber wird man wohl kaum aus der Welt schaffen kön- 
nen, weil man die Welt nicht so einrichten kann, dass 
alles Unangenehme daraus verschwindet. 

Wie seinerzeit in England beim Entstehen der 
(irosseisenindustrie eine Ueberproduktion an Eisen 
eintrat, so herrscht heute auf dem Weltmarkt eine 
Ueberproduktion an fast allen Waren, was zweifellos 
eine Folge der in den letzten Jahren mit Hochdruck 
betriebenen Rationalisierung ist. Man hat überall die 
Produktion gewaltig vermehrt, aber man hat nicht 
dafür Sorge getragen, dass die Verwendungsmöglich- 
keiten der Produkte im gleichen Masse vermehrt 
wurden. Man hat sich darauf verlassen, dass die 


blosse Verbillieung der Produkte hinreichen werde, 
einen grösseren Konsum hervorzurufen, aber dies ist 
offenbar nicht oder wenigstens nicht in dem nötigen 
Masse der Fall. 

Das Kupferkartell 
müssen, dass auch eine starke Verbilligung nicht ge- 


hat noch kürzlich erfahren 
nügt, um den genügenden Absatz zu sichern. Die 
Kupferproduzenten hatten versucht, den Markt in 
der Weise zu manipulieren, dass sie den Kupferpreis 
von 18 Cents bis auf 12,50 Cents für das Pfund her- 
absetzten und ihn dann bald wieder auf 13,05 Cents 
heraufsetzten, um den Käufern vorzuspiegeln, dass 
die Preise schon wieder im Anziehen seien und dass 
sie gut täten,ietzt so vielKupfer als möglich zukaufen. 
Die Händler aber, die auf diesen echt amerikanischen 
Trick hereingefallen sind, haben heute alle Ursache, 
ihre Leichtgläubierkeit zu verwünschen, denn mittler- 
weile ist das Kupfer noch viel billiger geworden. Die 
amerikanischen Kupferproduzenten mussten den 
Kupferpreis auf 12,30 Cents herabsetzen und es ist 
fraglich, ob sie ihn halten können, denn die afrika- 
nische Konkurrenz kann das Kupfer noch weit billiger 
produzieren. So ist Rohkupfer heute bereits billiger 
als es vor dem Kriege gewesen ist. 

Wie mit dem Kupfer geht es auch mit fast allen 
andern Rohstoffen, die bei weichenden Preisen nur 
einen ungenügenden Absatz finden. Die amerika- 
nische Krise lastet heute schwer auf dem Weltmarkt. 
Die neuerlichen Kursstürze an der New Yorker Efi- 
iektenbörse ziehen auch die Warenpreise immer 
etwas mit sich, da sie die Kaufkraft und Kauflust des 
amerikanischen Marktes abschwächen. Es wird 
zweifellos noch eine Weile dauern, bis die Welt- 
wirtschaft wieder ins Gleichgewicht gekommen ist. 
Bisher ist selbst die Verbilligung der Zinsen, die frei- 
lich in der meisten Ländern nur das kurzfristige Geld 
betrifft, ohne sichtbaren Einfluss geblieben, Das lässt 
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darauf schliessen, dass die Ursachen der Weltkrise 
tief und schwer sind und dass die Genesung der Welt- 
wirtschaft, die auch der amerikanische Zolltarif noch 
mehr erschwert, noch eine gute Weile dauern wird. 


In der Woche vom 16. bis 21. Juni 1930 
herrschte im Genossenschaftlichen Se- 
minar (Stiftung von Bernhard Jaeggi) wiederum 
reres Leben. Montag, den 16. Juni, wurde ein neuer 
Kurs zur weitern Ausbildung des Verkauispersonals 
für Schuhwaren eröffnet. Nicht weniger als 70 Teil- 
nehmer (68 Damen und 2 Herren) aus der deutschen 
und französischen Schweiz hatten sich im Freidori 
eingefunden. Die stets vorbildliche Frequenz solcher 
Kurse ist ein erfreulicher Beweis dafür, dass die 
Genossenschaften der Ausbildung ihres Personals 
eine nicht geringe Bedeutung beimessen. 

Der Leiter des Kurses, Herr Dr. B. Jaeggi, 
gab denn auch in seiner Begrüssungsansprache 
seiner Freude über die stattliche Teilnehmerzahl 
Ausdruck und betonte, dass speziell beim Verkauf 
von Schuhwaren neben einer theoretischen und 
praktischen Verkaufsausbildung gründliche Fach- 
kenntnisse unerlässlich seien. 

Das Programm umfasste folgende Vorträge: 
Was ist und will die Genossenschaft? (Referent 
Herr Dr. H. Faucherre, Redaktor des «Schweiz. 
Konsumverein». Basel). Die gute Verkäuferin (Re- 
ferent Herr Chr. Hunzinger, Geschäftsleiter der 
Schuh-Coop Basel). Die Herstellung und Beschaf- 
fung von Leder (Referent Herr W. Kreuter, Ge- 
schäftsleiter der Schuh-Coop, Basel). Die verschie- 
denen Fabrikationsarten in Schuhwaren (Referent 
Herr W. Kreuter). Allgemeine Grundsätze über 
Leistenbau, Modellanfertigung, Passform (Referent 
Herr L. Brandmair, Geschäftsleiter der Schuh-Coop, 
Basel). Der Einkauf von Schuhwaren (Referent Herr 
Chr. Hunzinger). Das Warenlager und seine Ueber- 
wachung (Referent Herr Chr. Hunzinger). Die Ver- 
käuferin im Dienste der Genossenschaft (Referent 
Herr Dr. H. Faucherre). Schaufensterdekoration, 
Farbenlehre und dekorative Schriften (Referentin 
Fräulein Anny Eichhorn, Basel). 

An drei Nachmittagen fanden Besichtigungen 
der Schuhfabrik und des Schuhwarenlagers mit 
theoretischer und praktischer Verkaufsschulung 
statt. Die Abende brachten manch heitere Stunde 
bei Filmvorführungen, Gesang und einigen Tänzchen. 

Der Kurs nahm in jeder Beziehung einen sehr 
guten Verlauf. Wohl nur allzurasch waren für die 
Teilnehmer «die schönen Tage von Aranjiuez» vor- 
bei. Nach der letzten Kursstunde am Samstag Vor- 
mittag dankte Herr Dr. B. Jaeggi in einem herz- 
lichen Schlusswort den Referenten für ihre wert- 
volle Mitarbeit, die mit viel Mühe und Arbeit ver- 
bunden war, sowie den Kursteilnehmern für ihren 
Fleiss, ihre Aufmerksamkeit und ihre grosse Aus- 
dauer, die sie während der ganzen Woche an den 
Tag legten und wodurch sie eine reibungslose Ab- 
wicklung der Lehrstunden und der praktischen 
Uebungen ermöglichten; ferner sagte er aufrichtigen 
Dank der Leitung des Restaurants Freidorf (Frau 
Frei und Fräulein Frei) für ihre aufmerksame und 
liebevolle Verpflegung, sowie Herrn Musfeld für 
seine stete Hilfisbereitschaft. Besonders herzlicher 
Dank wurde der Schuh-Coop abgestattet, die die 
Kosten dieses Kurses auf sich nahm und damit über- 
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haupt dessen Durchführung ermöglichte. Zum 
Schluss gab Herr Dr. Jaeggi dem Wunsche Aus- 
druck, die Teilnehmerinnen möchten aus diesem 
Kurse mit erneuter Freude und frohem Mut zu ihrer 
Berufsarbeit zurückkehren und das Gelernte zur 
eigenen Befriedigung und zum Nutzen der Genossen- 
schaft verwerten. Und wenn sie vielleicht später 
auch nicht mehr als Angestellte in der Genossen- 
schaftsbewegung tätig seien, so hoffe er doch, dass 
sie in ihren Familien den Gedanken der Genossen- 
schaft hochhalten und den im Freidorf verlebten 
Tagen ein gutes Andenken bewahren möchten. 
Eine Kursteilnehmerin brachte im Namen aller 
zum Ausdruck, dass sie mit grosser Dankbarkeit auf 
den Kurs zurückblicken und bestrebt sein werden, 
das Gelernte im weitern genossenschaftlichen Dienst 
zu verwerten. B>St. 


Genossenschaftliche Frauenbewegung 


Resultate eines Wettbewerbes. Seinerzeit wurde 
durch die Internationale Gilde der Genossenschafte- 
rinnen ein Wettbewerb ausgeschrieben, der ver- 
langte, dass die einzureichenden Arbeiten irgendeine 
Massnahme beschreiben sollten, die in der Gilde oder 
von genossenschaftlich organisierten Frauen seit 1919 
veranlasst wurde, um 1. die Mitgliederzahl zu er- 
höhen, 2. den Absatz genossenschaftlich erzeugter 
Waren zu steigern, 3. das Betriebskapital zu ver- 
mehren und 4. den Umsatz zu erhöhen. Die Zahl der 
Eingänge für diesen Wettbewerb war, wie die inter- 
nationale Sekretärin konstatieren muss, betrüblich 
klein. Sie bemerkt dazu folgendes: 

Aus Belgien. Frankreich, Irland, Norwegen, 
Schottland, Schweden und den Vereinigten Staaten 
sind überhaupt keine Arbeiten eingegangen, obwohi 
doch diese Länder sicher Erfahrungen gesammelt 
haben, die der genossenschaftlichen Arbeit der 
Frauen in andern Ländern zugute kommen würden. 
Ausserdem haben einige Länder, die sich an dem 
Wettbewerb beteiligten, so wenige Arbeiten einge- 
sandt, dass man keine rechte Vorstellung von dem 
Umfang und der Vielseitigkeit der Gildenarbeit für 
die Gesamtbewegung erhält. Aus diesem Grunde war 
es nicht möglich, alle ausgesetzten Preise zu vertei- 
len. Wir hoffen indessen, dass die erfolgreichen Be- 
mühungen der Zweigstellen und Mitglieder, die Ar- 
beiten eingesandt haben, alle Gilden künftig anspor- 
nen werden, sich an der internationalen Arbeit freu- 
diger zu beteiligen und so zu ihrem Teil dazu bei- 
tragen, die genossenschaftliche Frauenarbeit in der 
ganzen Welt zu fördern. 

Verschiedene der eingegangenen Arbeiten muss- 
ten ausscheiden, weil sie nicht eine tatsächlich ge- 
troffiene Massnalıme behandelten, sondern sich nur 
mit der Frage beschäftigten, was man tun könnte. 
Die Preise sind wie folgt verteilt worden: 

Gruppe I: Erhöhung der Mitgliederzahl, erster 
Preis: Frau Terasik, Oesterreich; zweiter Preis: 
Frau Kleisma van Beek, Holland; der dritte Preis 
wurde nicht verteilt. 

Gruppe ll: Erhöhung des Absatzes genossen- 
schaftlich erzeugter Waren, erster Preis: Frau 
Bzukmann-Faber, Holland; der zweite und dritte 
Preis wurden nicht verteilt. 

Gruppe Ill: Erhöhung des Betriebskapitals, 
erster Preis: Frau Elliot, England: der zweite und 
dritte Preis wurden nicht verteilt. In der Gruppe IV 
kam kein Preis zur Verteilung. 


Bewegung des Auslandes 


Grossbritannien. 


Britische Genossenschaitspartei. Der Versuch 
der britischen Genossenschaftspartei, den Wahlkreis 
Nottingham Central in einer Nachwahl zu erobern, 
schlug fehl. Der Genossenschaftskandidat Waterson 
unterlag mit 7923 Stimmen gegen 14.946 konservative 
und 4648 liberale. In der Hauptwahl waren auf die 
zenossenschaftliche Kandidatin Frau Barton 11,573 
Stimmen entfallen. 


Russland. 


Massenverhaftungen von Genossenschaitsiunk- 
tionären in Russland. Aus einer Rede, die kürzlich 
das Mitglied des Zentralrates der Sovietzewerk- 
schaften, Polonski, in der Plenarsitzung des Zentral- 
rates gehalten hat, und die im «Trud» (21. V. 30) 
wiedergegeben ist, erfahren wir, dass in verschie- 
denen Städten Russlands Massenverhaftungen unter 
den Funktionären und Angestellten der Genossen- 
schaften stattgefunden haben. In Stalins allein sind 
150, in Charkow und Lugansk (Ukraine) je 100 Per- 
sonen verhaftet. Es ist sehr eigenartig, dass das 
sovietrussische Genossenschaftsorgan «Kooperativa- 
naja Shisn» über diese Vorgänge vollkommenes Still- 
schweigen bewahrt. 

Dagegen berichtet das Blatt über die Entlassung 
von 700 Angestellten des «Centrosojus». Die Betrof- 
fenen werden in drei Kategorien eingeteilt: die An- 
gestellten der ersten Kategorie dürfen in der Zukunft 
weder in Genossenschaften noch in Sovietanstalten 
irgendwelche Posten bekleiden; den Entlassenen der 
zweiten Kategorie ist verboten, in Genossenschafts- 
betrieben tätig zu sein; die Angestellten der dritten 
Kategorie können später für den Genossenschafts- 
apparat verwendet werden, jedoch nur nach einer 
Prüfung durch einen besonderen Ausschuss. Diese 
rigorose Entlassung ist eine unmittelbare Folge der 
jetzt abgeschlossenen grossen «Säuberung» des Ap- 
parates des «Centrosoius» durch «Arbeiterbrigaden». 
Nach ihrem Charkter und Verlauf ist diese Massen- 
entlassung als eine ausgesprochene Aussperrung po- 
litischer Art zu bezeichnen, die dem Zwecke dient, 
die partei- und rechtlosen Funktionäre auf die Strasse 
zu setzen, um ihre Plätze für Mitglieder der regie- 
renden Partei frei zu machen. Der Hinweis des 
Sovjetblattes auf den Bureaukratismus, auf Unter- 
lassungen usw. der Entlassenen ist offenbar nur ein 
Vorwand, Dass für diese Aussperrunge weder Be- 
triebserfordernisse noch mangelnde Fachkenntnisse 
ausschlaggebend waren, beweist die Tatsache, dass 
an Stelle der gemassregelten Angestellten bereits 
300 «Arbeiter von der Werkstatt» eingestellt wurden, 
die niemals in Genossenschaftsorganisationen oder 
überhaupt in Handelsbetrieben tätig waren. Diese 
offenbar treuen Anhänger der «Generallinie» der Par- 
tei sollen den Apparat des «Centrosoius» auf ratio- 
naler Grundlage umbauen und verschiedene verant- 
wortliche Zweige der Genossenschaftsbetriebe leiten. 

P. I). 


Aus unserer Bewegung 


4.C. V. beider Basel. Die am 23. Mai im Grossratssaal 
stattgefundene Sitzung des Genossenschaftsrates hatte sich 
zunächst mit der ausserordentlich wichtigen Frage der Ueber- 


No. 26 


bauung des im Sommer 1929 erworbenen Areals an der Clara- 
strasse, einer der wichtigsten Geschäftsstrassen Kleinbasels, 
zu befassen. Nach dem Vorschlag der Verwaltungskommission 
und des Aufsichtsrates, über den Zentralverwalter Angst 
referierte, soll auf diesem sogenannten Clarabadareal ein mo- 
dernes Geschäfts- und Wohnhaus erstehen, in dem die ver- 
schiedenen Ladenlokale im Zentrum Kleinbasels zusammen- 
gefasst werden. Durch einen beschränkten Wettbewerb unter 
einigen Architekten ist in Verbindung mit einem Entwurf des 
A.C.V.-Architekten Mayer ein Projekt entstanden, das der 
Bedeutung des A.C,.V, angemessen ist. Das Parterre des 
neuen Gebäudes wird grosse Räume für Warenladen, Schuh- 
laden, Manufakturwarenladen, Schlächtereiladen und Kondi- 
toreiladen mit Kaffeestube enthalten, die innen unter sich ver- 
bunden sind. Der 1. Stock ist für Einrichtung von vermietbaren 
Bureaux vorgesehen; diese Räume können später bei Bedarf 
leicht in Verkaufs- und Ausstellungsräume umgewandelt wer- 
den. Die obern Stockwerke enthalten zusammen 11 Drei- 
zimmer- und 3 Vierzimmerwohnungen, mit allem modernen 
Komiort, Lift, Zentralheizung usw. ausgestattet. Im Hof werden 
8 Autoboxen eingerichtet. Der Kostenvoranschlag beträgt 
Fr. 1,050,000.—, wozu die Kosten des Landerwerbes mit 
Fr. 430,000.— kommen. Für die Möblierung der Ladenlokale 
sind weitere Fr. 110,000.— angenommen. Trotz den angesetzten 
hohen Mietzinsen für die Ladenlokale wird sich eine Rendite 
von nur etwa 6%% ergeben. Ueber die Ausgestaltung des 
l. Stockwerkes, die eine Verbesserung der Rendite bringen 
soll, wird die Verwaltungskommission dem Aufsichtsrat noch- 
mals zu berichten haben. Nach einlässlicher Begründung der 
Vorlage durch den Referenten der Verwaltungskommission und 
Zustimmungserklärungen der bürgerlichen und der sozial- 
demokratischen Gruppe wurde dem Bauprojekt zugestimmt 
und der für die Ausführung desselben erforderliche Kredit ein- 
stimmig genehmigt. 

Als zweites Traktandum beantragte die Verwaltungs- 
kommission den Ankauf der Liegenschaft Hirzbodenweg 78 
(Hardstrasse), in der sich eine gut gehende Wareniiliale des 
A.C.V. befindet. Der vereinbarte Kaufpreis beträgt Franken 
125,000,—. Auch diesem Antrag wurde ohne Opposition zu- 
gestimmt, 

Hierauf gelangte der seit Frühjahr 1929 wiederholt auf der 
Traktandenliste gestandene Antrag der Mehrheit des Aufsichts- 
rates betreffend Erweiterung der Verwaltungskommission auf 
4 Mitglieder zur Behandlung. Im Anschluss an seine früheren 
Ausführungen beantragte Dr. O. Schär nochmals Zustimmung, 
indem er darauf hinwies, dass die meisten bedeutenden Kon- 
sumvereine, speziell in Deutschland, mehr als drei Zentral- 
verwalter haben und dass bei der grossen Arbeitslast der ein- 
zelnen Mitglieder der Verwaltungskommission jetzt die eigent- 
liche Geschäftsleitung vielfach den Abteilungsvorstehern über- 
lassen werden muss. Namens der sozialdemokratischen Gruppe 
vertrat L. Roulet den Standpunkt, dass ein Bedürfnis für 
Schaffung einer weiteren Verwalterstelle nicht bestehe und 
dass auch eine Erhöhung der Verwaltungskosten vermieden 
werden müsse, Auch die kommunistische Gruppe sprach sich 
für Ablehnung aus und es wurde dann in der Abstimmung der 
Antrag des Aufsichtsrates mit 54 gegen 47 Stimmen bei 
einigen Stimmenthaltungen abgelehnt. 

Der Genossenschaftsrat trat sodann auf Behandlung der 
von F. Schneider namens der sozialdemokratischen Gruppe 
eingereichten Motion auf Totalrevision der Statuten ein. Die 
Motion hat folgenden Wortlaut: 


Der Genossenschaftsrat beauftragt eine Kommission aus 
seiner Mitte mit der Totalrevision der Statuten des A.C.V. 
beider Basel, in der Absicht, damit eine Vereinfachung und 
zweckmässigere Gestaltung der Verwaltung herbeizuführen. 
Insbesondere hat der Aufsichtsrat oder der Genossenschafts- 
rat in Wegfall zu kommen. Für den Fall, dass der Ge- 
nossenschaftsrat beibehalten wird, ist seine Mitgliederzahl 
um 'mindestens Zweidrittel herabzusetzen und die Zuteilung 
der Mandate an die einzelnen Gebiete (Stadt, Birseck, 
Pratteln) gemäss der Höhe ihres Umsatzes vorzunehmen. 
Die Wahl der verbleibenden Behörde hat nach dem Proporz 
zu erfolgen. Wahlberechtigt sind Mitglieder mit einer Kon- 
sumation von wenigstens Fr. 200.— und wählbar nur mit 
einer solchen von wenigstens Fr. 1000.— jährlich. 

Um eine engere Verbindung zwischen den Mitgliedern 
und der Genossenschaft und ihren Behörden herzustellen, 
ist das ganze Wirtschaftsgebiet des A.C.V. in kleine Kreise 
aufzuteilen, an deren Spitze von den Mitgliedern gewählte 
fünfgliedrige Kreisräte (3 Frauen und 2 Männer) stehen. Sie 
haben die Mitglieder ihres Kreises periodisch zu Versamm- 
lungen einzuberufen. um Beschwerden und Anregungen ent- 
gegenzunehmen und die Propaganda zu organisieren. Be- 
schwerden und Anregungen sind der zuständigen Behörde 
schriftlich einzureichen, die in jedem Falle über die Art der 
Erledigung schriftlich den Kreisräten Kenntnis zu geben hat. 


Der Anzugsteller betonte in seiner Begründung die Not- 
wendigkeit, den umständlichen Parlamentarismus, der jetzt die 
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Organisation der Genossenschaft beherrscht, zu mildern und 
anderseits eine bessere Verbindung zwischen Verwaltung und 
Mitgliedschaft herbeizuführen. Es handelt sich für seine Gruppe 
weniger um eine «Entpolitisierung» als um Behebung der 
Schäden, die das gemeinwirtschaftliche Unternehmen, das 
doch in Konkurrenzkampf mit der Privatwirtschaft steht, bis- 
her durch die zu grosse Oeifentlichkeit seiner Verhandlungen 
erlitten hat. Der Genossenschaftsparlamentarismus soll auf ein 
vernünftiges Mass zurückgeschnitten werden, allerdings ohne 
eine Diktatur der Verwaltung zu schaffen. Insbesondere sollen 
Personalfragen, wie z. B. der Erlass von Lohnreglementen, 
Abschluss von Tarifverträgen u. dergl. vom Genossenschaftsrat 
nicht mehr in allen Details beraten. werden, sondern es wären 
nur noch die zwischen Vorstand und zuständigen Personal- 
organisationen getroffenen Vereinbarungen den obern In- 
stanzen als Ganzes zur Annahme oder Ablehnung vorzulegen. 
Durch eine gewisse Dezentralisation soll für die Genossen- 
schaft ein beweglicher Organismus geschaffen werden, der 
auch mehr für die Heranbildung der Mitglieder von Käufern 
zu Genossenschaftern wirken könnte, 

Zentralverwalter Angst empfahl namens der Verwaltungs- 
kommission Annahme der Motion, indem er ausführte, dass der 
Sprechende bereits nach den Wirren des letzten Jahres einen 
Revisionsentwurf aufstellte, der nun als Diskussionsbasis dienen 
kann, da er in verschiedenen Punkten mit dem Sinn der 
Motion übereinstimmt. Die Kompetenzen der Verwaltungs- 
kommission, teilweise auch des Aufsichtsrates, wären zu er- 
weitern, speziell in Personalfragen, während die Befugnisse 
des Genossenschaftsrates auf wenige grosse Geschäfte be- 
schränkt würden. Ohne Bindung an die einzelnen Vorschläge 
der Motion empfahl er deren Ueberweisung an eine neun- 
gliedrige Kommission. Dr. O. Schär stimmte für die bürgerliche 
Gruppe dem ersten Satz der Motion vorbehaltlos zu. Da eine 
Ueberweisung der Motion noch keine Festlegung auf die 
Einzelvorschläge, über die man verschiedener Meinung sein 
kann, bedeutet, so wird die Annahme samthaft erfolgen. Da 
das neue schweizerische Genossenschaftsrecht allgemein eine 
Erschwerung von Statutenänderungen bringen wird, werden 
verschiedene mehr formale Bestimmungen in eine den Statuten 
beizugebende Geschäftsanweiısung zu verweisen sein. — Die 
kommunistische Gruppe beantragte durch M. Bodenmann 
Ablehnung der Motion, da diese im Grunde einen weitgehenden 
Schritt auf Abbau der Mitgliedschaftsrechte darstelle. — Nach 
zwei weiteren Voten wurde mit grosser Mehrheit Ueber- 
weisung der Motion an eine Statutenrevisionskommission be- 
schlossen, deren Wahl und Festsetzung der Mitgliederzahl dem 
Bureau des (Genossenschaftsrates übertragen wurde. Nach 
22 Uhr konnte dann die Sitzung, die in mancher Beziehung 
für die künftige Entwicklung des A.C.V. beider Basel von Be- 
deutung sein wird, geschlossen werden. 


Der Verkauf auf der Strasse, In No. 22 dieses Blattes 
sucht ein Genossenschafter nach den Gründen, welche die Mit- 
glieder von Konsumgenossenschaften veranlassen könnten, den 
Verkauf auf der Strasse zu benützen. Dass Gleichgültigkeit und 
mangelhafte genossenschaftliche Treue die Hauptsache an die- 
ser Erscheinung tragen, ist gewiss und in vielen Fällen nützt 
da Belehrung und Aufklärung wenig oder nichts, Alles neue 
erweckt Interesse oder besser gesagt die Neugier der holden 
Weiblichkeit, und mit dieser rechnet der fahrende Laden, aber 
mit ihr muss auch die genossenschaftliche Warenvermittlung 
rechnen, 

Mit Recht fragt -ss-: Würde die Hausfrau alle die mit der 
Erstehung der benötigten Ware verbundenen Einschränkungen, 
Voraussetzungen und Bedingungen auch beim Konsumverein, 
dessen Mitglied sie ist, auch auf sich nehmen? 

Leider nein. Denn vom «Konsum» wird verlangt, dass die 
Teigwarenmarke, Pakung und Qualität, an die man sich ge- 
wöhnt hat, und die unbedingt für die beste gehalten wird, zu 
haben ist; wenn nicht, holt man sie da, wo man sie erhalten 
kann. Das gleiche gilt für eine grosse Anzahl anderer Artikel. 
Dass diese Vielspurigkeit zu übergrossen Warenlagern und 
damit zu hohen Lagerspesen führt, verstehen oder wollen viele 
Genossenschafter und Genossenschafterinnen nicht verstehen. 
Merkwürdig, dass man die vom fahrenden Laden geführten 
Einheitspackungen und Qualitäten ohne Gewissensbisse und als 
selbstverständlich in Kauf nimmt, Die Errichtung von Ver- 
kaufslokalen bei der Migros, scheint allerdings darauf hin- 
zudeuten, dass gerade in dieser Beziehung den Ansprüchen 
der Kundschaft Rechnung getragen werden muss. Mit dem 
Ankauf von Liegenschaften und dem Betrieb von Läden, 
dürfte allerdings die Kalkulation der Verkaufspreise eine Aen- 
derung erfahren. 
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Es sei mir in diesem Zusammenhang gestattet, noch auf 
eine andere Frage einzutreten. Wir machen die Beobachtung, 


dass (ienossenschafter durch private Vermittlung von Wein, 
Putter und Käse etc. die Genossenschaft empfindlich schä- 


digen. Was ist in einem solchen Falle zu tun? Sollten solche 
Mitglieder kurzerhand ausgeschlossen werden, weil sie den 
Interessen der (enossenschaft entgegenhandeln, ia direkt 
diese schädigen? Es würde mich interessieren, die Meinung 
anderer Vereinsverwaltungen, sowie der Verwaltungskommis- 
sion zu vernehmen. 

Der nächste Internationale Genossenschaftstag sollte dazu 
benutzt werden, die Frage des Strassenverkaufs aufzurollen 
und anlässlich von Veranstaltungen mit Referaten den Mit- 
gliedern das Notwendige zu sagen, nicht in der schnoddrigen 
Art, wie dies z. B. in Inseraten die Migros der Konkurrenz 
gegenüber tut, sondern unter Beobachtung einer streng sach- 
lichen Kampfweise. -er. 


Verbandsnachrichten 


Aus den Verhandlungen der Sitzund der Verwaltungskommission 
vom 20. und 24. Juni 1930. 


1. Wegen Ablauf der dreijährigen Amtsdauer des 
Personalausschusses des V.S.K. ist eine Neuwahl 
vorzunehmen. Die Verwaltungskommission be- 
schliesst, die Wahlen auf Donnerstag, den 10. Juli 
1930, abends 6—7 Uhr, im Sitzungssaal des Verwal- 
tungsgebäudes des V.S.K., Thiersteinerallee 14, 
Basel, festzusetzen. 

Die Wahlvorschläge sind bis Montag, den 
30. Juni 1930, abends 6 Uhr, der Verwaltungskommis- 
sion einzureichen. Allfällige Ersatzkandidaten sind 
bis zum 2. Juli 1930, mittags 12 Uhr, der Verwaltungs- 
kommission bekannt zu geben. Die Wahllisten wer- 
den dem Personal bis spätestens den 7. Juli 1930 zu- 
gestellt werden. 

Nach $ 44 der Dienst- und Gehaltsordnung und 
des Gesamtarbeitsvertrages sind zur Teilnahme an 
der Wahl berechtigt sämtliche definitiv oder provi- 
sorisch Angestellte, die am Wahltag seit mindestens 
drei Monaten im Dienste des Verbandes stehen. 

2, Dem Genossenschaftlichen Seminar (Stiftung 
von Bernhard Jaeggi) sind von der Konsumgenossen- 
schaft Obersiggenthal Fr. 120.— überwiesen worden, 
die hiermit bestens verdankt werden. 


l. Mit tiefem Bedauern hat die Verwaltungs- 
kommission Kenntnis genommen von dem nach kur- 
zer Krankheit erfoleten Ableben unseres langjährigen 
Angestellten, Hern Fritz Ehret, Kommis im Departe- 
ment für Warenvermittlung. 

Wir haben in Herrn Ehret einen tüchtigen und 
ewissenhaften Angestellten verloren, der im Ver- 
laufe seiner mehr als zehnjährigen Tätigkeit sich die 
Zufriedenheit und Wertschätzung aller derjenigen 
erworben hat, die mit ihm zusammengearbeitet ha- 
ben. Wir werden dem Verstorbenen ein gutes An- 
denken bewahren. Der Trauerfamilie wurde ein 
Kondolenzschreiben sowie eine Kranzspende über- 
mittelt. 

2. Die Verwaltungskommission beschliesst, für 
das Jahr 1931 wiederum folgende Kalender heraus- 
zugeben: 

a) kleine rote Notiz-Taschenkalender; 

b) Taschenkalender in deutscher und französischer 
Sprache; 

c) grosser Wandkalender mit Tagesblock. 

Die Abteilung Buchdruckerei wird mit der An- 
fertigung dieser Kalender beauftragt. 

3. Von der diesjährigen Delegiertenversammlung 
des V.S.K. ist als Mitglied der Kontrollstelle des 
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V.S.K., an Stelle der in Austritt gekommenen Kon- 
sumgenossenschaft Bern bezeichnet worden: der 
Konsumverein Gelterkinden. Der Verein teilt nun- 
mehr mit, dass als Verbandsrevisoren bezeichnet 
wurden die Herren E. Müller, Lehrer und E. Bau- 
mann, Verwalter. 

4. Dem Genossenschaftlichen Seminar (Stiftung 
von Bernhard Jaeggi) ist von Dr. A. Suter, Lausanne, 
ein Betrag von Fr. 100.— überwiesen worden. Diese 
Zuwendung wird auch hier bestens verdankt. 
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Mitteilungen der Redaktion 


In bezug auf die Delegiertenversammlung des Konsum- 
genossenschaftlichen Frauenbundes werden wir darauf auf- 
merksam gemacht, dass sich im Bericht der Frau E.-G, in 
No. 25 des «Schweiz. Konsum-Verein» zwei Namensverwechs- 
lungen eingeschlichen haben, die nachstehend ihre Berichtigung 
erhalten sollen. 

Auf S. 277, 2. Spalte, 9. Zeile von oben heisst es: «Die 
Jahresrechnung wurde von der Quästorin Frau Kreyenbühl- 
Basel verlesen.» Ferner auf der gleichen Seite, 2, Spalte, Zeile 15 
von unten lesen wir: «In einer Ausschussitzung in Olten hatten 
die zwei Basler Mitglieder Frau Kreyenbühl und Frau Dr. 
Vischer-Alioth usw....» 

In beiden Fällen ist zu lesen an Stelle von Frau Kreyenbühl 
Frau Rüfenacht, 

Im Bericht über die Delegiertenversammlung des V.S.K. 
soll es in der Eröffnungsansprache des Präsidenten heissen, 
dass vom britischen Inselreich die Genossenschafter Rogers 
und Way (statt Anumm) vertreten waren, 


Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt 


Nachfrage. 


rössere Konsumgenossenschaft am Bodensee sucht per 

1. Aug. a. c. ganz tüchtige, erste Verkäuferin, welche 
besonders in der Schuhwarenbranche bewandert ist und dem 
übrigen Personal vorstehen kann. Offerten unter Chiffre 
H. Z. 86 an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Angebot. 


rfahrener, selbständiger und zuverlässiger Bäcker, auch in 

der Konditorei tüchtig, wünscht Stelle in Konsum. Beste 
Referenzen und Zeugnisse zur Verfügung. Auf Wunsch per- 
sönliches Vorstellen. Offerten an E. Leiser, Bäcker-Konditor 
in Klus-Balsthal. 


m Konsumwesen bewanderte Person mittleren Alters sucht 
_ Stelle als Verkäuferin. Ostschweiz bevorzugt. Umsatz ca. 
30—50,000 Franken. Kaution kann geleistet werden. Offerten 
unter Chiffre A. S. 88 an den Nerband schweiz. Konsum- 
vereine in Basel. 


unges Ehepaar sucht auf Anfang oder Mitte Oktober eine 

Konsumfiliale zu übernehmen. Zeugnisse für vieljährige 
Tätigkeit in der Lebensmittelbranche zu Diensten. Offerten 
Dnler Tai C. P. 89 an den Verband schweiz. Konsumvereine 
in Basel. 


angjährige Konsum-Verkäuferin sucht Anstellung für so- 
fort oder später. Offerten unter Chiffre E. G. 9% an den 
Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Redaktionsschluss: 26. Juni 1930. 
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